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Teil 1 

Einführung in die Thematik 

Kapitel 1: Problemstellung und Gang der Untersuchung 
Problemstellung und Gang der Untersuchung 

„Der Arbeitgeber ist durch den Arbeitsvertrag nicht zum Sittenwächter über 
die in seinem Betrieb tätigen Arbeitnehmer berufen“1 – so eine viel zitierte2 
Feststellung des BAG aus dem Jahr 1994. Diese Feststellung wird in der Ge-
sellschaft heute als selbstverständlich wahrgenommen und markiert das Ende 
einer Entwicklung in den letzten Jahrhunderten von einem in jeglicher Hinsicht 
von seinem Arbeitgeber abhängigen Arbeiter hin zu einem freien Bürger, der 
dem Arbeitgeber als gleichberechtigter Vertragspartner zwar die Erbringung 
der Arbeitsleistung schuldet – darüber hinaus aber keinerlei Rechenschaft über 
sein Privatleben.3  

Ganz anders allerdings im kirchlichen Arbeitsverhältnis. Die Kirchen in 
Deutschland machen die Beschäftigung in weiten Teilen ihres Dienstes von der 
„richtigen“ Konfession abhängig. Vor allem die katholische Kirche sieht sich 
als Arbeitgeber darüber hinaus auch im laufenden Arbeitsverhältnis sehr wohl 
noch zum „Sittenwächter“ über ihre Mitarbeiter berufen. Die katholische Kir-
che spricht „den Menschen als Ganzes in allen Feldern seiner Betätigung und 
seines Verhaltens [an] und [stellt daher] (rechtliche und sittlich-religiöse) For-
derungen an ihn“.4 Die Glaubensinhalte erfassen also den gesamten Bereich 
menschlichen Lebens und Wirkens. Daher verlangt die katholische Kirche von 
ihren Mitarbeitern, dass sie ihr Verhalten auch im Privatbereich an der katho-
lischen Glaubens- und Sittenlehre ausrichten. In diesem Sinne hat in der Ver-
gangenheit beispielsweise die Eheschließung mit einem geschiedenen Mann,5 

                                                           
1 BAG, Urt. v. 23.6.1994 – 2 AZR 617/93, NZA 1994, 1080, 1082. 
2 Vgl. nur Henssler, in: MüKo-BGB, § 626 BGB Rn 228; Joussen, in: Rolfs/Kreikebohm/ 

Giesen/Udsching, ArbR, § 611a BGB Rn 449; Preis, in: ErfK, § 611a BGB Rn 730; Schmidt, 
in: ErfK, Art. 2 GG Rn 76. 

3 Vgl. zur historischen Entwicklung des Arbeitsrechts in Deutschland Richardi, in: 
MünchArbR, § 2 Rn 4 ff. 

4 BVerfG, Beschl. v. 21.9.1976 – 2 BvR 350/75, NJW 1976, 2123, 2125. 
5 BAG, Urt. v. 31.10.1984 – 7 AZR 232/83, NZA 1985, 215 ff.; BAG, Urt. v. 18.11.1986 

– 7 AZR 274/85, AP Art. 140 GG Nr. 35. 
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der Ehebruch,6 die Wiederheirat nach Scheidung7 und nicht zuletzt auch das 
offene Bekenntnis zur eigenen Homosexualität8 zu einer Kündigung aus dem 
kirchlichen Dienst geführt. Auch das Eingehen einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft bzw. einer gleichgeschlechtlichen Ehe stellt ein Beschäftigungs-
hindernis für den kirchlichen Dienst dar. Verpartnerten bzw. gleichgeschlecht-
lich verheirateten Stellenbewerbern wird die Einstellung in den kirchlichen 
Dienst allein wegen ihres Personenstandes verweigert, homosexuellen Arbeit-
nehmern aus diesem Grund gekündigt, denn diese Personenstände widerspre-
chen der katholischen Glaubens- und Sittenlehre fundamental.  

Der kirchliche Arbeitnehmer ist jedoch nicht nur Arbeitnehmer, er ist zu-
gleich Staatsbürger und unterliegt als solcher auch staatlichen Regelungsan-
sprüchen. Schon auf den ersten Blick treffen in der Person des kirchlichen Ar-
beitnehmers die kirchliche und die staatliche Position unversöhnlich aufeinan-
der.9 Die katholische Glaubens- und Sittenlehre verbietet das Ausleben der Ho-
mosexualität und erhebt Anspruch auf eine entsprechende Lebensweise der 
Mitarbeiter im kirchlichen Dienst. Der Staat dagegen schützt die sexuelle 
Selbstbestimmung jedes Menschen durch die Verfassung (Art. 2 Abs. 1 GG 
i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG).10 Und er stellt gleichgeschlechtlichen Paaren mit der 
gleichgeschlechtlichen Ehe familienrechtliche Institute zur Verfügung, in de-
ren Rahmen sie ihre Partnerschaften dauerhaft und verantwortungsvoll gestal-
ten können.  

Vor diesem Hintergrund, der in der weiteren thematischen Hinführung 
(Teil 1) etwas ausführlicher dargestellt werden soll, stellen sich zwei wesentli-
che Fragen von ganz erheblicher praktischer Bedeutung, die es im Rahmen 
dieser Arbeit zu beantworten gilt: Dürfen kirchliche Arbeitgeber nach unserer 

                                                           
6 Vgl. u.a. BAG, Urt. v. 24.4.1997 – 2 AZR 268/96, NZA 1998, 145 f.; LAG Hamm, Urt. 

v. 14.6.2013 – 10 Sa 18/13. Vgl. auch den Fall eines wegen Ehebruchs gekündigten Kir-
chenmusikers BAG, Urt. v. 16.9.1999 – 2 AZR 712/98, NZA 2000, 208 ff.; EGMR, Urt. v. 
23.9.2010 – 1620/03 (Schüth), NZA 2011, 279 ff. 

7 BAG, Urt. v. 16.9.2004 – 2 AZR 447/03, NJOZ 2005, 421 ff.; VGH München, Beschl. 
v. 8.10.2014 – 12 ZB 13.1087, BayVBl 2015, 195 ff. Ebenso in dem nicht nur in Fachkreisen 
beachteten Rechtsstreit zwischen einem Chefarzt und seinem kirchlichen Arbeitgeber, vgl. 
ArbG Düsseldorf, Urt. v. 30.7.2009 – 6 Ca 2377/09; LAG Düsseldorf, Urt. v. 1.7.2010 – 5 
Sa 996/09, LAGE § 611 BGB 2002 Kirchliche Arbeitnehmer Nr. 4; BAG, Urt. v. 8.9.2011 
– 2 AZR 543/10, NZA 2012, 443 ff.; BVerfG, Beschl. v. 22.10.2014 – 2 BvR 661/12, NZA 
2014, 1387 ff.; EuGH, Urt. v. 11.9.2018 – C-68/17 (IR/JQ), NZA 2018, 1187 ff.; BAG, Urt. 
v. 20.2.2019 – 2 AZR/14 (IR/JQ), NZA 2019, 901 ff.  

8 BAG, Urt. v. 30.6.1983 – 2 AZR 524/81, NJW 1984, 1917 ff. 
9 Vgl. zu dieser Thematik Germann, in: FS Listl 75. Geburtstag, S. 627, 636 ff. mit wei-

teren eindrücklichen Beispielen. 
10 Risse, Der verfassungsrechtliche Schutz der Homosexualität, S. 60: „Das Ausleben der 

Sexualität gehört zu den ureigensten Trieben eines jeden Menschen und weist daher einen 
besonders engen, da biologisch vorgegebenen Bezug zur personalen Identität und somit auch 
zur Menschenwürde auf.“ 
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Rechtsordnung die Einstellung von Bewerbern in den kirchlichen Dienst davon 
abhängig machen, dass diese nicht verpartnert sind und auch nicht in einer 
gleichgeschlechtlichen Ehe leben? Und ist es einem kirchlichen Arbeitgeber 
erlaubt, Arbeitnehmer allein deshalb aus dem kirchlichen Dienst zu entlassen, 
weil sie eine eingetragene Lebenspartnerschaft oder eine gleichgeschlechtliche 
Ehe eingegangen sind? 

Für Normalarbeitsverhältnisse und Arbeitsverhältnisse in Tendenzbetrieben 
wären diese Fragen schnell beantwortet, denn in der deutschen Rechtsordnung 
gibt es einfachgesetzliche Arbeitnehmerschutzvorschriften, die die Freiheit des 
Arbeitgebers zur Auswahl des Personals nach selbstbestimmten Kriterien und 
zur inhaltlichen Ausgestaltung seiner Arbeitsverträge ganz erheblich beschrän-
ken und einem arbeitsvertraglichen Verbot der gleichgeschlechtlichen Ehe im 
Wege stünden. 

Die Beantwortung dieser Fragen für den kirchlichen Dienst ist dagegen 
schwieriger. Denn hier werden vom BVerfG und der herrschenden Lehre zu-
gunsten der Kirche verfassungsrechtliche Besonderheiten geltend gemacht, die 
eine sehr weitgehende Privilegierung der Kirche im Arbeitsrecht begründen 
sollen. Diese verfassungsrechtlichen Besonderheiten werden in Teil 2 dieser 
Arbeit ausführlich thematisiert. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Frage, 
inwieweit die Verfassung der Kirche einen Freiheitsraum zur Organisation des 
kirchlichen Dienstes eröffnet, der sie bei der Auswahl ihres Personals und der 
inhaltlichen Ausgestaltung ihrer Arbeitsverträge – im Gegensatz zu allen übri-
gen Arbeitgebern – von der Einhaltung einfachgesetzlichen Arbeitnehmer-
schutzrechts (weitgehend) entbindet. Denn zu diesem Ergebnis kommt das 
BVerfG in seinen einschlägigen Entscheidungen, die von der juristischen Fach-
literatur überwiegend positiv aufgenommen wurden. Diese BVerfG-Rechtspre-
chung soll einer umfassenden und kritischen Analyse unterzogen werden. Da-
bei wird nachzuweisen sein, dass das nationale Verfassungsrecht den Kirchen 
– entgegen der gefestigten BVerfG-Rechtsprechung und der herrschenden 
Lehre – keinesfalls einen unbeschränkten Zugriff auf das Privatleben ihrer Ar-
beitnehmer ermöglicht, sondern ihnen, wie allen anderen Arbeitgebern auch, 
bei der Personalauswahl und der inhaltlichen Ausgestaltung ihrer Arbeitsver-
träge die Einhaltung des einfachgesetzlichen Arbeitnehmerschutzrechts aufer-
legt.  

Im Anschluss daran soll in Teil 3 erörtert werden, inwieweit sich auch das 
europäische Recht in einem weiten Sinne und insbesondere das Unionsrecht 
auf die Zulässigkeit eines kirchenarbeitsvertraglichen Verbots der gleichge-
schlechtlichen Ehe auswirkt. Dabei sind zunächst die Auswirkungen der EMRK 
und insbesondere der einschlägigen Rechtsprechung des EGMR zum zulässi-
gen Umfang kirchlicher Loyalitätsobliegenheiten auf die nationale Rechtsord-
nung zu analysieren. Eine noch weit größere Rolle als die EMRK spielt aller-
dings die Gleichbehandlungsrichtlinie 2000/78/EG für den kirchlichen Son-
derweg in Deutschland. Deren Auswirkungen auf das nationale Recht sind da-
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her in Teil 3 sehr ausführlich zu klären. Die RL 2000/78/EG zwingt die Mit-
gliedstaaten zur Einführung eines grundsätzlich umfassenden Verbots der Dis-
kriminierung von Stellenbewerbern und Arbeitnehmern wegen ihrer sexuellen 
Ausrichtung und wegen ihrer Religion. Ein Zusammenhang mit dem kirchli-
chen Verbot der eingetragenen Lebenspartnerschaft und der gleichgeschlecht-
lichen Ehe drängt sich hier auf. Es ist daher zu prüfen, inwieweit es die 
RL 2000/78/EG den Mitgliedstaaten in Abweichung von dem grundsätzlich 
umfassend geltenden Diskriminierungsverbot erlaubt, spezielle Ausnahmetat-
bestände für den kirchlichen Dienst vorzusehen. Diese Frage kann wiederum 
nicht ohne nähere Betrachtung des primärrechtlichen Rahmens erfolgen, auf 
dessen Grundlage die RL 2000/78/EG erlassen wurde. Hier wird sich zeigen, 
dass das europäische Primärrecht und die RL 2000/78/EG für den kirchlichen 
Dienst zwar Ausnahmen vom umfassenden Diskriminierungsverbot zulassen, 
diese Ausnahmen aber keineswegs so weit reichen können, dass die vom 
BVerfG und der herrschenden Lehre in Deutschland verfassungsrechtlich be-
gründeten Privilegien der Kirchen in vollem Umfang aufrecht zu erhalten wä-
ren.  

Erst vor dem verfassungsrechtlichen und dem europarechtlichen Hinter-
grund kann in Teil 4 dieser Arbeit anhand des einfachgesetzlichen nationalen 
Rechts geklärt werden, ob die in Rede stehenden kirchlichen Beschäftigungs-
bedingungen tatsächlich Bestand haben können. Neben den AGB-Vorschriften 
der §§ 305 ff. BGB spielt hier das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
eine herausragende Rolle, welches gerade der Umsetzung der RL 2000/78/EG 
in das nationale Recht dient. Das AGG setzt das von der RL 2000/78/EG vor-
geschriebene umfassende Diskriminierungsverbot um, enthält aber, wie die 
RL 2000/78/EG auch, einen speziellen Rechtfertigungsgrund für den kirchli-
chen Dienst. Hier wird sich zeigen, dass dieser spezielle einfachgesetzliche 
Rechtfertigungsgrund keinesfalls alle mit dem Verbot der eingetragenen Le-
benspartnerschaft bzw. gleichgeschlechtlichen Ehe verbundenen Diskriminie-
rungen homosexueller Mitarbeiter im kirchlichen Dienst abdeckt. 

Kapitel 2: Die Beschränkung auf die katholische Kirche 
Beschränkung auf die katholische Kirche 

Anders als im Dienste der katholischen Kirche gibt es im Dienste der evange-
lischen Kirche in Deutschland mit Ausnahme des Kirchenaustritts11 heute nur 
noch sehr wenige, wohl recht extreme Beispiele, in denen ein außerdienstliches 
Verhalten des Arbeitnehmers zum Streit mit dem evangelischen Arbeitgeber 

                                                           
11 https://www.ekd.de/ekd_de/ds_doc/faq_arbeitsrecht_kirche_und_diakonie_2012010 

2.pdf, zuletzt abgerufen am 20.2.2020. 
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führt.12 So beurteilt die evangelische Kirche insbesondere auch die Relevanz 
der Homosexualität ihrer Mitarbeiter für den kirchlichen Dienst völlig anders 
als die katholische Kirche.13 Zwar gelten auch aus evangelischer Sicht die Ehe 
zwischen Mann und Frau und die Familie als soziale Leitbilder.14 Der Bibel 
lasse sich auch keinerlei positive Beziehung des göttlichen Willens zur Homo-
sexualität entnehmen, so das Kirchenamt der EKD, vielmehr sei das Gegenteil 
der Fall.15 Trotzdem werden offen gelebte gleichgeschlechtliche Partnerschaf-
ten von der evangelischen Kirche nicht kategorisch abgelehnt, sondern befür-
wortet, sofern in ihr gewisse Werte gelebt werden: 

„Denjenigen, denen das Charisma sexueller Enthaltsamkeit nicht gegeben ist, ist zu einer 
vom Liebesgebot her gestalteten und damit ethisch verantworteten gleichgeschlechtlichen 
Lebensgemeinschaft zu raten. Die Kriterien, die für sie gelten, sind – mit einer wesentlichen 
Ausnahme [nämlich: dem Willen zur Zeugung von Kindern] – dieselben, die für die Ehe und 
Familie gelten: Freiwilligkeit, Ganzheitlichkeit, Verbindlichkeit, Dauer und Partnerschaft-
lichkeit.“16 

Die hieraus resultierende Spannung zwischen der biblischen Ablehnung der 
homosexuellen Praxis als solcher und der Bejahung ihrer ethischen Gestaltung 
in der Wirklichkeit müsse in Kauf genommen werden, so eine Orientierungs-
hilfe des Kirchenamtes der EKD aus dem Jahre 2002.17 Um die geforderte Ver-
lässlichkeit und Verantwortung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften zu stär-

                                                           
12 So auch die Einschätzung von Joussen, ZevKR 60 (2015), 63, 64. Vgl. auch den vom 

Arbeitsgericht Augsburg entschiedenen Fall einer Erzieherin in einer Wohneinrichtung für 
behinderte Jugendliche, der von ihrer Arbeitgeberin, einer diakonischen Einrichtung, wegen 
ihrer Mitwirkung in pornographischen Filmen gekündigt wurde, ArbG Augsburg, Urt. v. 
22.10.2014 – 10 Ca 1518/14, LAGE § 1 KSchG Verhaltensbedingte Kündigung Nr. 115. 

13 Hierzu sogleich ab S. 8. 
14 Vgl. die Stellungnahme des Kirchenamtes der EKD aus dem Jahr 2000 zur Verbesse-

rung des Rechtsschutzes für gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften und zur besonde-
ren Bedeutung und Stellung der Ehe mit dem Titel „Verläßlichkeit und Verantwortung stär-
ken“, https://www.ekd.de/23633.htm, zuletzt abgerufen am 20.2.2020. Vgl. auch die Orien-
tierungshilfe des Kirchenamtes der EKD von September 2002 mit dem Titel „Theologische, 
staatskirchenrechtliche und dienstrechtliche Aspekte zum kirchlichen Umgang mit den 
rechtlichen Folgen der Eintragung gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz“, https://www.ekd.de/empfehlungen_gleichgeschlechtliche_par 
tnerschaften_2002.html, zuletzt abgerufen am 20.2.2020. 

15 Vgl. die Orientierungshilfe des Rates der EKD „Mit Spannungen leben“ aus dem Jahr 
1996, https://www.ekd.de/spannungen_1996_3.html, zuletzt abgerufen am 20.2.2020. 

16 Vgl. die Orientierungshilfe des Rates der EKD „Mit Spannungen leben“ (vgl. Fn 15). 
17 Vgl. hierzu die Orientierungshilfe des Kirchenamtes der EKD „Theologische, staats-

kirchenrechtliche und dienstrechtliche Aspekte zum kirchlichen Umgang mit den rechtlichen 
Folgen der Eintragung gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspart-
nerschaftsgesetz“ (vgl. Fn 14). 
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ken, hat sich die EKD schon in den Jahren 199618 und 200019 explizit für die 
rechtliche Absicherung dauerhafter gleichgeschlechtlicher Partnerschaften 
ausgesprochen. Aus dieser grundsätzlichen Befürwortung eines eigenen 
Rechtsinstituts für gleichgeschlechtliche Partnerschaften hat die EKD in einer 
Orientierungshilfe aus dem Jahr 2002 dann auch die entscheidenden Konse-
quenzen für das kirchliche Dienstrecht gezogen: 

„Zwar ist die Kirche aufgrund des kirchlichen Selbstbestimmungsrechts grundsätzlich be-
rechtigt, ihren Mitarbeitern als eine Loyalitätsobliegenheit ein Verbot für das Eingehen von 
‚Lebenspartnerschaften‘ aufzuerlegen bzw. rechtliche Konsequenzen aus dem Bestehen sol-
cher Partnerschaften zu ziehen.[20] Das setzt aber voraus, dass es sich um einen Sachverhalt 
handelt, der im Selbstverständnis der Kirchen erhebliches Gewicht hat. Es kann nicht unbe-
rücksichtigt bleiben, dass […] die EKD bei den politischen und parlamentarischen Beratun-
gen über das Vorhaben eines Lebenspartnerschaftsgesetzes eine Verbesserung der Rechts-
stellung und des Rechtsschutzes gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften aus ethischen 
Gründen ausdrücklich befürwortet hat.“ 

Das Eingehen einer eingetragenen Lebenspartnerschaft stellte im Dienste der 
evangelischen Kirche daher kein Beschäftigungshindernis dar. So heißt es dann 
in einer Veröffentlichung des Kirchenamtes der EKD über „Fragen und Ant-
worten zum Arbeitsrecht der evangelischen Kirche und ihrer Diakonie“21 aus 
dem Jahre 2012 auch ausdrücklich: 

„Nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz darf niemand wegen seiner sexuellen 
Identität im Rechtsleben benachteiligt werden. Dies gilt auch für das kirchliche Arbeitsver-
hältnis. Eine Kündigung oder andere Benachteiligung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die homosexuell sind, kommt daher auch in der evangelischen Kirche nicht infrage.“ 

Und auch die Öffnung der Zivilehe für gleichgeschlechtliche Paare zum 
1.10.201722 trifft in der evangelischen Kirche überwiegend auf eine positive 
                                                           

18 Vgl. die Orientierungshilfe des Rates der EKD „Mit Spannungen leben“ (vgl. Fn 15). 
19 Vgl. insb. die Stellungnahme des Kirchenamtes der EKD „Verläßlichkeit und Verant-

wortung stärken“ (vgl. Fn 14). 
20 Die kirchenspezifischen Loyalitätsanforderungen für den Dienst in der evangelischen 

Kirche sind seit 2005 in § 4 der „Richtlinie über die Anforderungen der privatrechtlichen 
beruflichen Mitarbeit“ geregelt, die zum 9.12.2016 neu gefasst wurde. Nach § 4 Abs. 1 S. 1 
der Loyalitätsrichtlinie übernehmen alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrem Aufga-
benbereich Mitverantwortung für die glaubwürdige Erfüllung kirchlicher und diakonischer 
Aufgaben. Sie haben sich daher gemäß § 4 Abs. 1 S. 2 der evangelischen Kirche gegenüber 
loyal zu verhalten. Sie sind außerdem nach § 4 Abs. 2 verpflichtet, sich innerhalb und au-
ßerhalb des Dienstes so zu verhalten, dass die glaubwürdige Ausübung ihres jeweiligen 
Dienstes nicht beeinträchtigt wird. Bei Verstößen gegen diese Anforderungen sieht § 5 
Abs. 1 S. 1 zunächst vor, dass dieser „Mangel“ vorrangig durch Beratung und Gespräch zu 
beseitigen ist. Nur wenn das nicht möglich ist, kann nach § 5 Abs. 1 S. 2 eine Kündigung 
ausgesprochen werden. 

21 https://www.ekd.de/ekd_de/ds_doc/faq_arbeitsrecht_kirche_und_diakonie_2012010 
2.pdf, zuletzt abgerufen am 20.2.2020. 

22 Hierzu sogleich ab S. 14. 
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Resonanz.23 So betont eine Stellungnahme des Rates der EKD vom 28.6.2017 
hinsichtlich der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare einmal mehr, 
dass die Schutzwürdigkeit einer Partnerschaft nicht vom Geschlecht der Part-
ner abhänge, sondern von den Grundwerten, die in dieser Partnerschaft gelebt 
werden. In der Öffnung der Ehe sieht der Rat der EKD daher auch kein Risiko 
für die Ehe zwischen Mann und Frau, sondern im Gegenteil die Chance für 
einen Bedeutungsgewinn der Ehe, die in der Gesellschaft als familienrechtli-
ches Institut zuletzt an Bedeutung verloren hatte:24 

„Für die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) sind Vertrauen, Verlässlichkeit und die 
Übernahme von Verantwortung in der Gestaltung menschlicher Beziehungen von zentraler 
Bedeutung. Aus Sicht der EKD bietet die Ehe dafür beste Voraussetzungen und ist deshalb 
ein Zukunftsmodell. Sie bildet den rechtlichen Rahmen für ein Zusammenleben von zwei 
Menschen, das auf lebenslanger Treue beruht. Dass auch für gleichgeschlechtlich liebende 
Menschen, die den Wunsch nach einer lebenslang verbindlichen Partnerschaft haben, der 
rechtliche Raum vollständig geöffnet wird, in dem Vertrauen, Verlässlichkeit und Verant-
wortung durch gesetzliche Regelungen geschützt und unterstützt werden, begrüßt die EKD. 
Die Bedeutung der Ehe zwischen Mann und Frau wird dadurch keineswegs geschmälert. Im 
Gegenteil – sie wird noch einmal unterstrichen.“ 

Wenn also in der vorliegenden Arbeit von der eingetragenen Lebenspartner-
schaft bzw. der gleichgeschlechtlichen Ehe als Beschäftigungshindernis im 
kirchlichen Arbeitsverhältnis die Rede ist, dann bezieht sich das ausschließlich 
auf Arbeitsverhältnisse der katholischen Kirche. Mit „der Kirche als Arbeitge-
ber“ ist im Rahmen dieser Arbeit also stets nur die katholische Kirche als Ar-
beitgeber gemeint. 

                                                           
23 Vgl. die befürwortende Stellungnahme des Rates der EKD vom 28.6.2017 hinsichtlich 

der Öffnung der Ehe auch für gleichgeschlechtliche Paare, https://www.ekd.de/Stellung-
nahme-des-Rates-der-EKD-zur-Debatte-um-die-Ehe-fuer-alle-24373.htm, zuletzt abgerufen 
am 20.2.2020. 

24 Für die Entwicklung bis zum Jahr 2012 vgl. https://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/fa 
milie/statistisches-bundesamt-die-ehe-verliert-an-bedeutung-11817118.html unter Bezug-
nahme auf Daten des Statistischen Bundesamtes, zuletzt abgerufen am 20.2.2020. Seit 2012 
war die Zahl der jährlichen Ehescheidungen allerdings leicht rückläufig (https://www.desta 
tis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2017/07/PD17_237_12631.html, zuletzt abgerufen am 
20.2.2020), während die Zahl der Eheschließungen in etwa gleich blieb mit zuletzt sogar 
steigender Tendenz, vgl. https://www-genesis.destatis.de/genesis/online/data?operation= 
table&code=12611-0001&levelindex=0&levelid=1581798968931, zuletzt abgerufen am 
20.2.2020. Dagegen geht die Zahl jährlicher kirchlicher Trauungen in der Tendenz eher zu-
rück, vgl. für die katholische Kirche https://www.dbk.de/fileadmin/redaktion/Zahlen%20 
und%20Fakten/Kirchliche%20Statistik/Katholische%20Trauungen%20nach%20Konfessio 
ns-%20bzw.%20Religionszugehoerigkeit%20der%20Partner%20in%20der%20Bundesrepu 
blik%20Deutschland/2018-Ehen-Trauungen-Konfession_1920-2018.pdf, zuletzt abgerufen 
am 20.2.2020. Vgl. auch die Einschätzung von Muscheler, Eingetragene Lebenspartner-
schaft, Rn 26. 
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Kapitel 3: Homosexualität in der katholischen Glaubenslehre 
Homosexualität in der katholischen Glaubenslehre 

Nach der katholischen Glaubenslehre ist zwar die homosexuelle Veranlagung 
an sich noch nicht sündhaft und kann daher auch nicht Anknüpfungspunkt für 
eine ablehnende Personalentscheidung des kirchlichen Arbeitgebers sein. Die 
homosexuelle Veranlagung beinhaltet nach Auffassung der katholischen Kir-
che „lediglich“ „eine mehr oder weniger starke Tendenz, die auf ein sittlich 
betrachtet schlechtes Verhalten ausgerichtet ist“. Homosexuell veranlagten 
Menschen müsse man sich deshalb mit besonderem seelsorgerischem Eifer an-
nehmen, „damit sie nicht zu der Meinung verleitet werden, die Aktuierung [ih-
rer] Neigung in homosexuellen Beziehungen sei eine moralisch annehmbare 
Entscheidung.“25  

Sünde ist erst das tatsächliche Ausleben der Homosexualität.26 Hintergrund 
ist, dass die Sexualethik der katholischen Kirche von einer Finalität des Ge-
schlechtsaktes ausgeht: Das Ausleben der eigenen Sexualität dient weder der 
Selbstverwirklichung des Menschen noch der Befriedigung sexueller Bedürf-
nisse, sondern allein dem Zwecke der Weitergabe des Lebens.27 Hierauf ist 
auch die Ehe nach katholischem Verständnis ausgerichtet.28 Daher kann nach 
der katholischen Sittenlehre der Gebrauch der Geschlechtskraft nur innerhalb 
der Ehe zwischen Mann und Frau moralisch gut sein, da naturgegeben nur ver-
schiedengeschlechtliche Partner Kinder zeugen können. Alle sonstigen Formen 
der ausgelebten Sexualität sind dagegen unmoralisch.29 Homosexuelle sind 
hiernach vonseiten der katholischen Kirche dazu aufgerufen, ein keusches Le-
ben zu führen.30 

                                                           
25 Schreiben der Kongregation für die Glaubenslehre an die Bischöfe der katholischen 

Kirche über die Seelsorge für homosexuelle Personen vom 30.10.1986, Verlautbarungen des 
Apostolischen Stuhls Nr. 72, S. 4. 

26 Katechismus der Katholischen Kirche, Nr. 2396. 
27 Erklärung der Heiligen Kongregation für die Glaubenslehre zu einigen Fragen der Se-

xualethik, 29.12.1975. Vgl. auch Hammer, Kirchliches Arbeitsrecht, S. 220. 
28 Can. 1055 § 1 CIC; Can. 1061 § 1 CIC. 
29 Schreiben der Kongregation für die Glaubenslehre an die Bischöfe der katholischen 

Kirche über die Seelsorge für homosexuelle Personen vom 30.10.1986, Verlautbarungen des 
Apostolischen Stuhls Nr. 72, S. 6. Vgl. außerdem den Katechismus der Katholischen Kirche, 
Nr. 2357: „Sie verstoßen gegen das natürliche Gesetz, denn die Weitergabe des Lebens 
bleibt beim Geschlechtsakt ausgeschlossen. Sie entspringen nicht einer wahren affektiven 
und geschlechtlichen Ergänzungsbedürftigkeit. Sie sind in keinem Fall zu billigen.“ 

30 Katechismus der Katholischen Kirche, Nr. 2359. 
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Kapitel 4: Die Absicherung gleichgeschlechtlicher Ehen 
im deutschen Recht 

Absicherung gleichgeschlechtlicher Ehen im deutschen Recht 

Homosexuelle Beziehungen haben aus Sicht der katholischen Kirche einen 
„unsittlichen Charakter“31 und sind daher „als schwere Verirrungen“32 „in kei-
nem Fall zu billigen.“33 Als in Deutschland im Jahr 2001 mit der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft erstmals ein eigenes familienrechtliches Institut für 
gleichgeschlechtliche Paare eingeführt wurde,34 ergab sich hieraus ohne Wei-
teres ein Beschäftigungshindernis für den kirchlichen Dienst, denn durch das 
Eingehen einer eingetragenen Lebenspartnerschaft machten die Betroffenen 
öffentlich, dass sie in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft leben.35 Aus 
diesem Grund soll im Folgenden der rechtliche Rahmen dieses familienrecht-
lichen Instituts der eingetragenen Lebenspartnerschaft und dessen Fortent-
wicklung in den vergangenen Jahren ausführlicher dargestellt werden – bis hin 
zu seiner Ablösung durch die Ehe für gleichgeschlechtliche Paare durch Ge-
setzesänderung im Jahr 2017. 

                                                           
31 Erwägungen zu den Entwürfen einer rechtlichen Anerkennung der Lebensgemein-

schaften zwischen homosexuellen Personen, Verlautbarungen des Apostolischen Stuhls 
Nr. 162, S. 7 f. 

32 Erklärung der Heiligen Kongregation für die Glaubenslehre zu einigen Fragen der Se-
xualethik, 29.12.1975. 

33 Katechismus der Katholischen Kirche, Nr. 2357. Kritisch der Moraltheologe Rotter, 
in: „Eingetragene Lebenspartnerschaft“, S. 30, 34 ff., der eine derart absolute Ablehnung 
homosexueller Partnerschaften nicht aus der Bibel herauszulesen vermag und der diesbezüg-
lich von einem Wandel in der Sicht der Moraltheologie ausgeht. Für einen offenen und tole-
ranten Umgang mit der Homosexualität und ein Umdenken in der Lehre der katholischen 
Kirche plädieren auch Goertz, in: „Wer bin ich, ihn zu verurteilen?“, S. 175, 232 ff.; Striet, 
in: „Wer bin ich, ihn zu verurteilen?“, S. 161 ff.; Theobald, in: „Wer bin ich, ihn zu verur-
teilen?“, S. 53 ff. 

34 „Gesetz zur Beendigung der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Gemeinschaften: 
Lebenspartnerschaften“, dessen Kernstück das „Gesetz über die Eingetragene Lebenspart-
nerschaft“ (LPartG) ist, BGBl. 2001 Nr. 9 vom 22.2.2001, S. 266 ff. Die Entwicklung der 
Rechtsordnung von der strafrechtlichen Verfolgung gleichgeschlechtlicher Handlungen un-
ter Männern (§ 175 StGB) bis hin zur Einführung des LPartG zeichnet Wasmuth, NJ 2017, 
353 ff. ausführlich nach. Zu einer in der Verfassung begründeten Pflicht des Gesetzgebers, 
auch für gleichgeschlechtliche Partnerschaften ein familienrechtliches Institut einzuführen 
vgl. Grünberger, FPR 2010, 203, 204. 

35 Erklärung zur Unvereinbarkeit von Lebenspartnerschaften nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz mit den Loyalitätsobliegenheiten nach der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse vom 24.6.2002, abrufbar z.B. unter 
https:/www.bistum-trier.de/bistum-bischof/bistumsverwaltung/kirchliches-amtsblatt/details 
/amtsblatt/erklaerung-zur-unvereinbarkeit-von-lebenspartnerschaften-nach-dem-lebenspart 
nerschaftsgesetz-mit-den/, zuletzt abgerufen am 20.2.2020, und https://www.dbk.de/filead 
min/redaktion/diverse_downloads/presse_2015/2015-05-05_KNA-Interview-K-Woelki-Ar 
beitsrecht.pdf, zuletzt abgerufen am 20.2.2020. Vgl. auch Kleinebrink, ArbRB 2003, 21, 22. 



10 Teil 1: Einführung in die Thematik  

§ 1 Die eingetragene Lebenspartnerschaft 

Die „eingetragene Lebenspartnerschaft“ wurde durch Vertragsschluss zweier 
Personen gleichen Geschlechts begründet, wobei die hierzu notwendigen Er-
klärungen vor der zuständigen Behörde abgegeben werden mussten (§ 1 Abs. 1 
LPartG).  

Die Lebenspartner können einen gemeinsamen Namen bestimmen (§ 3 
LPartG). Sie sind einander während des Bestehens der Lebenspartnerschaft zu 
Fürsorge und Unterstützung sowie zur gemeinsamen Lebensgestaltung ver-
pflichtet und tragen füreinander Verantwortung, vgl. § 2 LPartG. Wie die Ehe 
versteht sich also auch die Lebenspartnerschaft als gegenseitige Verantwor-
tungs- und Einstehensgemeinschaft.36 

Daher orientierten sich die Bestimmungen über die Lebenspartnerschaft von 
Beginn an stark an den Regelungen des Eherechts.37 Für das LPartG bediente 
sich der Gesetzgeber hierzu im Wesentlichen der Regelungstechnik der Ein-
zelverweisung: Das LPartG regelt viele Inhalte nicht selbst, sondern verweist 
diesbezüglich auf die für Ehegatten geltenden Vorschriften insbesondere aus 
dem BGB.38 Auf diese Weise wurde das Recht der Lebenspartner dem der Ehe-
gatten in weitem Umfang angeglichen – insbesondere im Bereich der Eigen-
tumsvermutung (§ 8 Abs. 1 LPartG), der Schlüsselgewalt (§ 8 Abs. 2 LPartG 
i.V.m. § 1357 BGB), beim Umfang der Sorgfaltspflicht (§ 4 LPartG), im Erb-
recht (§ 10 LPartG), im Mietrecht für den Fall des Todes eines Lebenspartners 
(Eintrittsrecht, § 563 BGB) und im Bereich der Zeugnisverweigerungsrechte 
in Verwaltungs- und Gerichtsverfahren. 

Es bestanden aber weiterhin auch ganz erhebliche Unterschiede zwischen 
Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft. Nach den Regelungen des LPartG 
war den Lebenspartnern nicht nur die gemeinsame Adoption eines fremden 
Kindes verwehrt,39 das LPartG enthielt überhaupt keine Regelung zum Adop-
tionsrecht. § 9 LPartG a.F. ermöglichte es dem eingetragenen Lebenspartner 
der Mutter oder des Vaters eines Kindes lediglich das sogenannte „kleine Sor-
gerecht“ auszuüben (§ 9 Abs. 1 LPartG a.F.). Für Lebenspartner galt zudem 
kein Verlöbnisrecht, und auch im Bereich des Vermögensstandes der Lebens-
partner (§ 6 LPartG a.F.) und des Unterhaltsrechts (§§ 5, 12, 16 LPartG a.F.) 
bestanden weiterhin erhebliche Unterschiede zum Eherecht.40 Zudem sah das 

                                                           
36 Vgl. die Gesetzesbegründung zum LPartG, BT-Drs. 14/3751, S. 36. 
37 Gade/Thiele, DÖV 2013, 142, 146. 
38 Kritisch hierzu Muscheler, FPR 2010, 227, 228. 
39 Kritisch hierzu Muscheler, FPR 2010, 227, 231. 
40 Anders als im ehelichen Güterrecht hatten die Lebenspartner sich vor der Begründung 

der Lebenspartnerschaft gegenüber der zuständigen Behörde über den Vermögensstand zu 
erklären (§ 1 Abs. 4 LPartG a.F.). Das Gesetz kannte nur den Vermögensstand der Aus-
gleichsgemeinschaft und der Vermögenstrennung. Diese Vermögensstände entsprachen 
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